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Kleine Anfrage 472 
 
des Abgeordneten Volker Jung   CDU 
 
 
 
Geplanter Nationalpark in Ostwestfalen-Lippe: Muss die Landesregierung ihre Pla-
nungen aufgrund des fehlenden Konsenses in der Region jetzt einstellen? 
 
 
 
Gemäß ihrem Koalitionsvertrag strebt die Landesregierung die Errichtung eines National-
parks „Senne-Egge/Teutoburger Wald“ an. Nach Aussagen des Umweltministeriums will sie 
dazu einen „größtmöglichen Konsens“ erreichen. 
  
Der Kreis Lippe, der trotz fehlender naturschutzrechtlicher und räumlicher Zuständigkeit nach 
Auffassung des Umweltministeriums den Nationalpark Teutoburger Wald und Egge federfüh-
rend betreibt, will den Nationalpark nur im Konsens mit den Grundstückeigentümern und den 
räumlich betroffenen Kommunen erreichten. Auf seiner Internetseite schreibt der Kreis Lippe: 
„Der Kreistag des Kreises Lippe hat am 18.06.2007 den Landrat beauftragt, mit dem Land 
NRW Gespräche zur Einrichtung eines Nationalparks in Lippe zu führen. Ziel dieses Be-
schlusses ist es, die Vorteile, die ein Nationalpark für Natur, Bildung und Tourismus bietet, 
zu nutzen, wenn ein Konsens in der Region hergestellt werden kann.“ 
  
Der Beschluss des Kreistages vom 18.06.2007 beinhaltet die Aussage, dass Grundlage der 
Beschluss des Kreistages vom 20.12.2004 sei. Nach diesem Beschluss sind „freiwillige und 
einvernehmliche Lösungen bei allen Beteiligten zu suchen.“ 
  
In ihrem Koalitionsvertrag hat die lippische Kreistags-Koalition aus CDU, Bündnis 90/Die 
Grünen und FWG festgehalten: „Die Koalition strebt die Gründung eines Nationalparks in 
Lippe an. Im Rahmen der vorzunehmenden Prüfungen ist unverzichtbare Voraussetzung für 
dessen Errichtung neben der festgestellten Nationalparkfähigkeit, eine gesicherte Finanzie-
rung und der Konsens mit den Eigentümern der betroffenen Flächen (…). Im Rahmen des 
anzustrebenden, oben erläuterten Konsenses haben die Planungen zu einem Nationalpark 
die Interessen der betroffenen Eigentümer wie z. B. des Landesverbandes Lippe zu berück-
sichtigen. (…) Die Umsetzung erfolgt im Einvernehmen mit den betroffenen Grundstücksei-
gentümern und Kommunen.“ 
  
Im Rahmen der Planungen eines Nationalparks Senne-Eggegebirge erklärte Staatssekretär 
Dr. Thomas Griese für sein Haus am 17.02.2005 (Ausschussprotokoll 13/1464), die Landes-
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regierung lege Wert darauf, dass es zu einem Konsens komme. Er betrachte einen Konsens 
mit der Region als erreicht, „wenn sich am Schluss ein oder zwei Gemeinden dagegen aus-
sprächen, die anderen aber dafür seien.“ Zu den aktuellen Gebietskulissen haben inzwi-
schen die zuständigen Gremien folgender kommunaler Gebietskörperschaften ablehnende 
Beschlüsse gefasst: Kreis Höxter, Kreis Paderborn, Kreis Gütersloh sowie die Städte und 
Gemeinden Augustdorf, Horn-Bad Meinberg, Lemgo, Altenbeken, Lichtenau, Bad Driburg, 
Borgentreich, Brakel, Steinheim und Willebadessen. Die Räte der Gemeinde Hövelhof und 
der Stadt Schloß Holte-Stukenbrock lehnen einen großflächigen Prozessschutz in der Senne 
bzw. die Nichterhaltung der historischen Heidelandschaft und damit – indirekt – auch einen 
Nationalpark ab. Aktuelle positive Voten liegen nicht vor. 
 
Aufgrund der Aussagen des Staatssekretärs Dr. Griese ist davon auszugehen, dass die da-
malige rot-grüne Landesregierung den Konsens in der Region nicht als gegeben ansehen 
und die Nationalparkplanung einstellen würde.  
 
 
Aus diesem Grund frage ich die Landesregierung: 
 
1. Wird die Landesregierung eine Rechtsverordnung zur Einrichtung eines Nationalparks 

in Ostwestfalen nur im Konsens mit der Region und den betroffenen Kommunen ge-
mäß der oben angegebenen Aussage vom 17.02.2005 erlassen? 

 
2. Was versteht die Landesregierung unter einem „größtmöglichen Konsens“ und unter 

welchen Voraussetzungen sieht die Landesregierung diesen als gegeben an?  
 
3. Wie viele der räumlich betroffenen Gebietskörperschaften müssen für einen National-

park stimmen bzw. wie groß muss dieser Anteil an allen betroffenen Kommunen – also 
auch Kreisen – sein, damit die Landesregierung noch von einem Konsens ausgeht? 

 
4. Wie kann das Land für den Fall, dass es eine Rechtsverordnung zur Errichtung eines 

Nationalparks erlässt, das Versprechen des Kreises, dass die Umsetzung „im Einver-
nehmen“ mit den Grundstückseigentümern und Kommunen erfolgt und die Rechtsver-
ordnung keine Regelungen enthält, die dem Willen der Kommunen und der Eigentümer 
widerspricht, umsetzen? 

 
 
 
Volker Jung 
 


